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Die Ziele des AFG und der Gemeinschaftsaufgabe sind in wesentlichen Linien identisch, geht es doch vorrangig um die 
Schaffung zusätzlich notwendiger Arbeitsplätze. In den gesetzlichen Regelungen der Gemeinschaftsaufgabe ist 
außerdem die Verpflichtung zur Koordinierung mit anderen regional wirksamen Fachpolitiken ausdrücklich formuliert. 
Dies wird auch durch die neuen Richtlinien der EG-Kommission betont und erscheint um so dringlicher, als sich durch 
die jüngsten Entwicklungen in der DDR und anderen östlichen Nachbarstaaten sowie durch die allgemeine Öffnung der 
Binnenmärkte neue und weitere Aufgaben stellen. 
Die hier vorgestellten Analyseergebnisse geben Hilfen für die politische Wertung der bisherigen Strukturpolitik und 
Hinweise für weitere Defizite im Bereich der regionalen Arbeitsmarktpolitik. 
Der Entwicklungsvergleich orientiert sich ausschließlich an zentralen Arbeitsmarktindikatoren. Ein Teil dieser 
Indikatoren ist neu – und nach unserer Meinung besser – und sollte künftig eine treffsichere Auswahl all der 
Problemregionen erleichtern, in denen der Mitteleinsatz der regionalen Struktur- und Arbeitsmarktpolitik konzentriert 
erfolgen sollte. 
Die Analyse sucht Schritt für Schritt größere Genauigkeit: 
In einer ersten Phase wird für all die genannten Variablen der Vergleich zwischen Fördergebiet insgesamt und 
Nichtförder-gebiet gesucht (vgl. Abschnitt 10-17). Die Aussage früherer Begleitgutachten, wonach die Fördergebiete im 
großen und ganzen ihren Entwicklungsrückstand hätten vermindern können, konnte in dieser Form leider nicht bestätigt 
werden. In wesentlichen Teilgebieten und bei wichtigen Indikatoren mußten weitere Positionsverluste hingenommen 
werden. 
In der zweiten Stufe wird dieses noch recht grobe Gebietsraster weiter aufgebrochen. Hier werden Dynamik und 
Niveaudiskrepanzen in 18 regionalen Aktionsprogrammen untersucht (vgl. Abschnitt 18-19). Auf dieser Ebene 
ergeben sich schon erste Hinweise, daß es zumindest in einigen Teilgebieten gelungen ist, das Entwicklungspotential 
dauerhaft zu kräftigen. Einige dieser Regionen sind mittlerweile zu Recht aus dem Fördergebiet ausgeschieden. Auf der 
Minus-Seite der Bilanz stehen die eklatanten Wachstumsschwächen der „Revier-“ und „Küstenregionen“ (siehe hierzu 
auch die entsprechenden Übersichten 9-12). 
In einem dritten Schritt wird die Analyse für die 179 Arbeitsmarktregionen (nach Klemmer) durchgeführt. Sie sind die 
Diagnoseeinheiten der eigentlichen Entscheidungsebene. In diesen feineren Gebietsdefinitionen wird natürlich die 
äußerst unterschiedliche Entwicklungsdynamik, werden die gravierenden Niveauunterschiede bei den Lohneinkommen 
besonders deutlich (vgl. Abschnitt 20-24). Ein Großteil der Regionen mußte weitere, erhebliche Arbeitsplatzverluste 
hinnehmen und konnte von der konjunkturellen Erholung nur in geringerem Umfang „profitieren“. Im Gefolge zeigen 
sich auch Schwächen bei der Entwicklung der Verdienstmöglichkeiten und der regionalen Kaufkraft. Dieses Ergebnis 
sollte nicht sonderlich überraschen, galt es ja doch, mit der ursprünglichen Definition der Förderkulisse vor allem 
strukturschwache Regionen zu erfassen. Die günstige Entwicklung in einigen anderen Teilgebieten erlaubt eine (weniger 
schmerzhafte) Reduktion der Förderkulisse, wie sie von der EG-Kommission gefordert wird. 
Für die verantwortlichen Ressorts und lokalen Akteure mag ein Blick auf die Ergebnisse der vierten Stufe möglicherweise 
von noch größerem Interesse sein; hier stehen die einzelnen Schwerpunktorte im Analyseansatz (vgl. Abschnitt 25). 
In einem weiteren Schritt wird schließlich versucht, aktuellere Entwicklungen einzufangen. Shiftanalysen (unter 
Berücksichtigung von Sektor- und Qualifikationsstrukturen) vermitteln ein genaueres Bild von der Dynamik des 
strukturellen Wandels in den Regionen. Glücklicherweise wird durch die Ergebnisse nicht die früher vielfach geäußerte 
Befürchtung bestätigt, wonach durch die Förderung in strukturschwachen oder abgelegenen Regionen bestehende 
Qualifikationsdefizite weiter verstärkt würden. 
Das hier vorgeschlagene Indikator-Set erlaubt künftig eine treffsichere Auswahl strukturschwacher und förderbedürftiger 
Regionen. Dies wird auch künftige Vergleichs- und Kontrollanalysen wesentlich erleichtern. Das Schlußkapitel enthält die 
entsprechenden Wertungen und politischen Empfehlungen. 
Gliederung 
1. Einführung 
2.  Allgemeine Probleme der Wirkungsanalyse 
3.  Das Konzept der hier vorgelegten Analysen 
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4.2  Regionale Aktionsprogramme (Stufe 2) 
4.3  Arbeitsmarktregionen (Stufe 3) 
4.4  Schwerpunktorte (Stufe 4) 
 
5.  Regionale   Dynamik   des   Strukturwandels   1980-88 
(Stufe 5) 
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MittAB 2/90  227 1. Einführung 
(1) Die hier vorgelegten Analysen verfolgen die Förderbe-
dürftigkeit und die Wirkung der Maßnahmen im Rahmen 
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur“. 
Das eigentliche Ziel von Erfolgskontrollen, die Ermittlung 
des Nettoeffekts der Maßnahmen, kann zumeist nur nähe-
rungsweise erreicht werden. Dazu wäre der Vergleich mit 
der Situation erforderlich, die sich ohne regionalpolitische 
Aktivitäten ergeben hätte („Basislauf'). Dies bereitet 
jedoch erhebliche methodische Schwierigkeiten. Mitnah-
meeffekte oder induzierte zusätzliche Wirkungen können 
in der Regel nur unter der Annahme allgemeiner Randbe-
dingungen und in Modellrechnungen abgeschätzt werden. 
Im Zweifel müßten hier einzelbetriebliche Erfolgskontrol-
len ansetzen, um Aufschluß über Anzahl und Stabilität der 
tatsächlich geschaffenen Arbeitsplätze bzw. über die Ent-
wicklung und Überlebensfähigkeit der geförderten Unter-
nehmen zu gewinnen. 
Entwicklungsvergleiche sind im Ansatz bescheidener, kön-
nen aber brauchbare Hinweise zum Grad der Zielerrei-
chung geben. 
Im Zentrum solcher Wirkungsanalysen stehen natürlich 
Maßnahmen nach dem AFG
1). Dieser Beitrag berichtet 
über Analyseeinheiten, die zunächst nicht mit den regiona-
len Abgrenzungen der Arbeitsamtsbezirke übereinstim-
men und die vorrangig für die Förderung betrieblicher 
Investitionen festgelegt und ausgewählt wurden. Dennoch 
erleichtert gerade dieser Ansatz die notwendige Koordinie-
rung von Strukturpolitik, Wirtschaftsförderung und regio-
naler Arbeitsmarktpolitik. 
-  Die Ziele des AFG und der Gemeinschaftsaufgabe sind 
in wesentlichen Linien identisch, geht es doch vorrangig 
um die Schaffung zusätzlich notwendiger Arbeitsplätze. 
„Im Vordergrund der regionalen Strukturförderung steht 
die Unterstützung der regionalen Investitionstätigkeit, um 
auf diese Weise Einkommen und Beschäftigung in den 
Problemgebieten zu erhöhen. Dies geschieht durch direkte 
Investitionsanreize für private Unternehmen sowie über 
gezielte    Verbesserungen    der    wirtschaftsnahen    Infra-
struktur“
2). 
-  Die Maßnahmen der Regionalförderung können grund-
sätzlich mit den Instrumenten aus dem AFG kombiniert 
werden, die Mittel sind kumulierbar. In den gesetzlichen 
Regelungen der Gemeinschaftsaufgabe ist außerdem die 
Verpflichtung  zur  Koordinierung  mit  anderen  regional 
wirksamen  Fachpolitiken  ausdrücklich  formuliert.   „Die 
Gemeinschaftsaufgabe stellt ein Angebot an die Regionen 
dar, das diese flexibel aufnehmen und in ein regionales 
Gesamtkonzept, das den spezifischen Erfordernissen der 
jeweiligen Region Rechnung trägt, in eigener Verantwor- 
1) So z. B. bei den periodischen Veröffentlichungen zu Arbeitsbeschaf-fungs- 
und Qualifizierungsmaßnahmen. Dies schließt natürlich Effizienzanalysen zu 
anderen Fachpolitiken nicht aus, vgl. hierzu etwa das Schwerpunktheft „Ziele 
und Möglichkeiten von Wirkungsanalysen“, MittAB 3/81, insbes. Mertens, 
Reyher u. a. S. 209-223 
2) 18. Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur“ vom 25. 8. 1989 S. 11 ff. 
3) Nach den Schätzungen von B. Reissert (WZB) sind das etwa 4 Mrd. 
DM. Die Angaben aus der sogenannten Antragsstatistik beziehen sich 
auf den Zeitraum von 1972 bis 1988; vgl. 18. Rahmenplan, a. a. O. Bei 
der Einschätzung des realen Wirkungsbereiches der Fördermaßnahmen 
ist außerdem zu beachten, daß im Gefolge der durch die Rezessionen 
gebrochenen Wachstumserwartungen und der prozyklischen Investi-
tionsentwicklung jeweils auch das Potential an Auslagerungsinvestitionen 
oder zum Aufbau neuer Unternehmensstandorte geschwächt wurde. 
tung einfügen müssen . . . Auch mit den übrigen raum-
wirksamen Politikbereichen von Bund, Ländern und 
Gemeinden sollte eine enge Zusammenarbeit und Abstim-
mung erfolgen, um konterkarierende Wirkungen zu ver-
mindern und höhere Effizienz der regionalen Strukturpoli-
tik zu erreichen“ (ebenda). Dieser selbstverständliche 
Grundsatz gilt in besonderem Maße für die Koordinierung 
mit der regional gezielten Arbeitsmarktpolitik nach dem 
AFG, die auch in erheblichem Maße zum interregionalen 
Finanzausgleich beiträgt
3). 
-  Die   Verpflichtung   zur   Koordinierung   oder   gar  zur 
Erstellung abgestimmter Regionalpläne  wird  durch  die 
neuen Regelungen zum Strukturfonds der Europäischen 
Gemeinschaft   zusätzlich   betont.   In   einigen   Bereichen 
erscheint die Abstimmung zwischen den verschiedenen 
Fachpolitiken durchaus verbesserungswürdig; dies wird um 
so dringlicher, als sich durch die jüngsten Entwicklungen in 
der DDR und anderen östlichen Nachbarstaaten sowie 
durch die Ausweitung der Binnenmärkte neue und weitere 
Aufgaben stellen. 
Die hier vorgestellten Analyseergebnisse geben Hilfen für 
die politische Wertung der bisherigen Strukturpolitik und 
Hinweise für weitere Defizite im Bereich der regionalen 
Arbeitsmarktpolitik. Der Entwicklungsvergleich orientiert 
sich ausschließlich an zentralen Arbeitsmarktindikatoren. 
Ein Teil dieser Indikatoren ist neu – und nach unserer 
Meinung besser – und sollte künftig eine treffsichere Aus-
wahl all der Problemregionen erleichtern, in denen der 
Mitteleinsatz der regionalen Struktur- und Arbeitsmarkt-
politik konzentriert erfolgen sollte. 
2. Allgemeine Probleme der Wirkungsanalyse 
(2) Wirkungsanalysen zum Erfolg arbeitsmarktpolitischer 
Maßnahmen setzen in der Regel voraus, daß die angestreb-
ten Ziele eindeutig definiert und quantifiziert sind. Wie in 
kaum einem anderen Bereich staatlicher Interventionen ist 
dies bei der regionalen Strukturpolitik der Fall. Als räumli-
che Problemkategorien gelten 
-  Berlin und das Zonenrandgebiet, deren sehr ungünstige 
Standortlage sich aus der bisherigen Teilung Deutsch-
lands und der rigorosen Abgrenzung zu den östlichen 
Nachbarn ergab; 
-  ländliche Gebiete, mit einem ausgeprägten Mangel an 
gewerblichen und hochwertigen Arbeitsplätzen und dem 
daraus resultierenden Gefalle in der regionalen Einkom-
mensverteilung; 
-  Gebiete, die wegen der regionalen Konzentration an 
Krisenbranchen von strukturellen Anpassungsprozessen 
in besonderem Maße betroffen oder bedroht sind. 
Das gleiche gilt für die Zielsetzungen, die sich im wesentli-
chen aus Artikel 72 Abs. 2 GG und § 2 Abs. l ROG 
ableiten: Die Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse soll 
„. . . vor allem durch die Verminderung interregionaler 
Unterschiede hinsichtlich der Möglichkeiten zur Einkom-
menserzielung und zur Ausstattung mit Arbeitsplätzen“ 
erreicht werden. Im Sinne einer allokationsorientierten 
Strukturpolitik sollen die strukturschwachen Regionen so 
gefördert werden, daß sie eine positive Anpassung an 
veränderte Rahmenbedingungen und das Einkommensziel 
aus eigener Kraft erreichen können (18. Rahmenplan 
Abs. 2). 
Die zu fördernden Regionen sind eindeutig ausgewiesen, 
für sie wird das angestrebte Investitionsvolumen und die 
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Arbeitsplätze in den jeweiligen Plänen publiziert (vgl. 
Übersicht 1). Die Auswahl der Indikatoren wird durch 
wissenschaftliche Gutachten jeweils unterstützt, die Festle-
gung der Förderkulisse mit den beteiligten Ländern und 
Ressorts abgestimmt und durch die EG-Kommission 
geprüft und genehmigt. 
(3) Scheinbar ideale Voraussetzungen also für einen Soll-
Ist-Vergleich oder eine sogenannte Zielerreichungskon-
trolle. Leider ist auch hier von Anfang an ein gewisses Maß 
an Skepsis einzubringen: Zum einen erscheint der Mittel-
ansatz angesichts der anspruchsvollen Zielsetzungen doch 
allzu bescheiden. Zwar wurde in der Vergangenheit ein 
beachtliches Investitionsvolumen gefördert und bewegt –
nicht zuletzt auch mit dem kombinierten Einsatz verschie-
dener fachpolitischer Mittel. Dennoch haben nicht besetzte 
Arbeitsplätze oder überhöhte Planzahlen dazu geführt, daß 
die Erwartungen über die Auswirkungen der Programme 
selbst in Jahren mit günstigem Konjunkturverlauf nicht 
ganz erfüllt wurden. Darüber hinaus wurden die Wachs-
tumserwartungen durch zwei scharfe Rezessionen gebro-
chen. Wiederholte Branchenkrisen führten zu einer weite-
ren Schwächung des Entwicklungspotentials einiger För-
derregionen und brachten zusätzliche strukturelle Anpas-
sungsprobleme in weiteren Teilregionen. Auch die gesamt-
wirtschaftliche Stabilisierung gelang nicht in dem Umfang, 
der dem Zuwachs an Erwerbspersonenpotential entspro-
chen hätte. 
Erfolg oder Mißerfolg der regionalen Arbeitsmarktpolitik 
ließen sich nur dann eindeutig nachweisen, wenn die tat-
sächlich eingetretene Situation mit derjenigen verglichen 
werden könnte, die sich ohne diese regionalpolitischen 
Aktivitäten ergeben hätte. Selbst mit intelligent angelegten 
Simulationsexperimenten können hier nur Näherungen 
erreicht werden. Im Zweifel müßten hier einzelbetriebliche 
Erfolgskontrollen ansetzen, um Aufschluß über Anzahl 
und Stabilität der tatsächlich geschaffenen Arbeitsplätze 
bzw. über die Entwicklung und Überlebensfähigkeit der 
geförderten Unternehmen zu gewinnen. 
(4) Seit 1972 wird vom Bundesamt für Wirtschaft eine 
Statistik über die bewilligten Förderfälle geführt: Nach den 
Angaben der begünstigten Unternehmen wurden danach in 
der Gemeinschaftsaufgabe 992 000 neue Arbeitsplätze in 
den Fördergebieten geschaffen und 1,45 Mio. gefährdete 
Arbeitsplätze gesichert. Die gewünschte Lenkung der 
Investitionen in die Schwerpunktorte und vorrangigen 
Fördergebiete scheint danach zu einem Gutteil gelungen: 
Rund 80% der geförderten Investitionen wurden in 
Schwerpunktorten, 38% im Zonenrandgebiet durchgeführt. 
61% entfielen auf Erweiterungsinvestitionen, 28% auf neu 
errichtete Betriebsstätten und 11% auf Umstellungs- bzw. 
Rationalisierungsinvestitionen. Fast 60 000 Investitions-
vorhaben der gewerblichen Wirtschaft mit einem Investi-
tionsvolumen von rd. 192 Mrd. DM wurden mit Haushalts-
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wobei nur in jedem dritten Förderfall diese direkten 
Zuschüsse zum Ansatz kamen. Zwei Drittel aller geförder-
ten Investitionsvorhaben wurden nur mit der Investitions-
zulage (Steuerminderung um 8,75% bzw. um 10% im 
Zonenrandgebiet) gefördert; diese Investitionszulage ist 
vor kurzem gestrichen worden. 
Bei 62% aller Förderfälle handelte es sich um Investitionen 
unter l Mio. DM; dies sind allerdings nur 7% des gesamten 
Investitionsvolumens. 
Im Bereich der wirtschaftsnahen Infrastruktur wurde ein 
Investitionsvolumen von rd. 11 Mrd. DM mit Haushaltsan-
sätzen von 5,1 Mrd. DM gefördert. Hierbei handelt es sich 
im wesentlichen um Geländeerschließungen für die Indu-
strie, Fremdenverkehrseinrichtungen und Umweltschutz. 
11% entfielen auf die Förderung von Ausbildungs- und 
Weiterbildungsstätten
4). 
Leider stimmen die Daten aus dieser Statistik nicht mit den 
tatsächlichen Förderzahlen überein, da die bewilligten För-
dervorhaben nicht immer in dem ursprünglich geplanten 
Umfang durchgeführt werden. Die Hauptverantwortung 
für die Erfolgskontrolle liegt bei den Ländern, die regelmä-
ßig die Einhaltung der in den Anträgen gemachten Anga-
ben zu überprüfen haben. Dies wird durch Stichproben der 
Landesrechnungshöfe ergänzt, so daß von der gesetzlich 
geregelten Möglichkeit der Rückforderung Gebrauch 
gemacht werden kann. 
4) Die beiden Gutachten aus den Forschungsbereichen der Universitäten 
Trier und Münster (beide im Auftrag des Unterausschusses zur Gemein-
schaftsaufgabe) kommen übereinstimmend zu dem Ergebnis, daß die 
Fördergebiete im Untersuchungszeitraum von 1978 bis 1982 bei praktisch  
allen  Indikatoren gegenüber dem Nichtfördergebiet  aufgeholt 
haben. Das Trierer Gutachten konzentrierte sich im wesentlichen auf die 
Antragstatistik und die Betriebe des Verarbeitenden Gewerbes. Hierfür 
wurde ein relativ günstiges Fördermuster (mit wenig sogenannten Dau-
ersubventionen) und eine relativ positive Entwicklung der geförderten 
Betriebe nachgewiesen. Im Gutachten von Thoss u. a. wurde geschätzt, 
daß im Industriebereich jedes Jahr im Durchschnitt rund 14% weniger 
investiert worden wäre und 1982 rund 110 000 „Personen“ weniger 
beschäftigt gewesen wären. Der errechnete Multiplikator liegt bei 1,97 
(Relation zwischen zusätzlich induzierten, d. h. sonst nicht durchgeführten 
Investitionen und Einsatz an öffentlichen Mitteln); allerdings könnte 
nach diesen Berechnungen ein Anstieg des allgemeinen Zinsniveaus um 
2%-Punkte  die  positiven  Wirkungen  Kapitalverbilligung  durch  die 
Gemeinschaftsaufgabe auch weitgehend kompensieren. Vgl. Gräber, 
Holst, Schackmann-Fallis und Spehl: Externe Kontrolle und regionale 
Wirtschaftspolitik, Berlin 1987 sowie Schalk: Regionalförderung und 
private Investitionstätigkeit im Wirtschaftsdienst 11/1988 S. 579 ff. oder 
Thoss: Entwicklung eines Vorschlags für ein neues Abgrenzungssystem 
von Fördergebieten, Münster 1988 
5)  Siehe 16. Rahmenplan 
6) Vgl. Koller, M.: Zur Aussagekraft regionaler Arbeitslosenquoten, in: 
MittAB 2/1988 
7) Exakt berechnete Wertschöpfungsgrößen (auf die anteilige Wohnbevöl-
kerung bezogen) wären eigentlich zielgerichtete Indikatoren jeglicher 
regionaler Wirtschaftspolitik.  Leider ist die Bruttowertschöfpung zu 
Marktpreisen wegen der ungenügenden Zurechenbarkeit von Subventionen 
und indirekten Steuern nicht frei von erheblichen regionalen 
Verzerrungen. Die neuerdings verwendete Größe „Bruttowertschöp- 
fung zu Faktor-Kosten“ ging in die letzte Neuabgrenzung mit dem 
Berechnungsstand von 1982 ein; für die Neuabgrenzung im nächsten 
Jahr könnte sie nur bis 1984 aktualisiert werden. 
Das Bruttoentgelt je abhängig Beschäftigten wurde vom Statistischen 
Bundesamt bisher für 1982 ermittelt, unter Hinzurechnung der in der 
Beschäftigtenstatistik nicht erfaßten Einkommensteile. Die hier vorgelegten 
Berechnungen reichen bis 1986 und könnten für künftige Prüfungen der 
Förderkulisse weiter aktualisiert und fortgeschrieben werden. 
8) Mit der Genehmigung des 16. Rahmenplans durch die EG-Kommission 
schieden 15 Fördergebiete aus der Kulisse aus. Um die Analyse wegen 
dieser und anderer gleitender Änderungen der Gebietskulisse nicht allzu 
unübersichtlich werden zu lassen, haben wir den Gebietsstand vom 13. 
Rahmenplan festgehalten, weil er für den Untersuchungszeitraum von 
1980 bis 1986 am repräsentativsten ist. In dieser Abgrenzung kann man 
also „nachsehen“, wie sich die Fördergebiete entwickelt haben, die 
entweder die ganze Zeit oder den größten Teil dieser Spanne im 
Fördergebiet lagen. Eine größere Änderung ergibt sich lediglich bei dem 
südbayerischen Aktionsprogramm (18), das im letzten Jahr nicht mehr 
zur Förderkulisse gehörte – nicht zuletzt aufgrund seiner günstigen 
Entwicklungswerte. 
Von den zahlreichen Expertisen zur Konzeption und Wirk-
samkeit der Regionalpolitik seien vor allem zwei neuere 
Analysen genannt, in denen einmal die Förderstatistik 
soweit wie möglich zur Erfolgskontrolle genutzt wurde und 
wo zweitens in einer Modellsimulation die direkten und 
indirekten Effekte der Kapitalsubvention versuchsweise 
abgeschätzt wurden
5). Kaum ein anderes Gebiet der staat-
lichen Interventionspolitik hat in der Fachwissenschaft 
soviel Aufmerksamkeit gefunden. Trotzdem bleiben viele 
Fragen offen, auch wenn ein Teil der Gutachten darauf 
hinzudeuten scheint, daß die regionalpolitischen Initiativen 
im großen und ganzen in die gewünschte Richtung wirken. 
(5) Ein vergleichsweise bescheidener, nichtsdestoweniger 
aber sinnvoller Ansatz der Wirkungskontrolle könnte 
direkt an den Diagnosevariablen und Indikatoren anset-
zen, die zur Festlegung der Förderkulisse verwendet wur-
den. In der ex post-Analyse ließe sich so festhalten, inwie-
weit und in welchen Regionen es gelungen ist, das 
ursprünglich bei der Auswahl der förderbedürftigen Teilge-
biete festgestellte Regionalgefälle zu verringern. 
Allerdings bereitet auch dieser Ansatz Schwierigkeiten, da 
manche ursprünglich sehr ehrgeizig definierten Auswahlin-
dikatoren nicht fortgeschrieben werden konnten. Nach lan-
gen wissenschaftlichen Diskussionen wurden ursprünglich 
fünf Arbeitsmarktindikatoren ausgewählt: 
a)  Der Arbeitskräftereservekoeffizient, als richtungswei-
sender Versuch, den künftigen Arbeitsplatzbedarf in 
den Regionen als Bilanzgröße aus Angebot- und Nach-
frageprognose darzustellen; 
b)  die   regionale   Arbeitslosenquote,   als   Maß   für   das 
Arbeitsplatzdefizit in der Vergangenheit und zum Zeit-
punkt der Neuabgrenzung; 
c)  die Bruttowertschöpfung (zu Marktpreisen) pro Kopf 
der Wohnbevölkerung als Maß für die Wirtschaftskraft 
der Regionen; 
d)  die Bruttolohn- und Gehaltssumme je Erwerbstätigen 
als Maß für das regionale Lohngefälle und schließlich 
e)  der Infrastrukturindikator als Maß für Ausstattungsde-
fizite in strukturschwachen Regionen. 
Der erste Indikator erwies sich schon bald als fehlerhaft 
berechnet. Neben inakzeptablen regionalen Verzerrungen 
bestätigte sich auch, daß der Potentialanstieg und das 
Arbeitsplatzdefizit völlig untererfaßt wurden. Er wurde 
folgerichtig bei späteren Neuabgrenzungen fallengelassen -
trotz des Bekenntnisses, daß man eigentlich auf prospek-
tive Größen und präventive Politik nicht verzichten 
könne
6). 
Der zweite Indikator schien anfangs unproblematisch und 
besonders zielgerichtet. Dennoch zeigten sich schon bald 
erhebliche regionale Verzerrungen, die hauptsächlich in 
der Schätzung für anders geordnete Gebietseinheiten und 
in der unerträglich schlechten Erfassung der Nennergrößen 
begründet lagen.
7). 
Die Indikatoren (c) und (d) erwiesen sich bald als ungenü-
gend genau vor allem aber (nach dem damaligen Stand) als 
nicht genügend aktualisierbar
8). Der Infrastrukturindikator 
schließlich stieß wegen seiner mangelhaften Berechnung 
von Anfang an auf erhebliche Bedenken und ernsthafte 
Detailkritik. Er ging deshalb auch im ersten Versuch nur 
mit dem halben Gewicht in die Neuabgrenzung ein. Da es 
nach wie vor aber erhebliche Unterschiede in den Stand-
ortausstattungen gibt, soll in Zukunft der Versuch unter-
nommen werden, Defizite im Umweltschutzbereich und in 
künftig wichtigen Standortfaktoren (z. B. im Bereich der 
neuen Medien) in geeigneter Weise zu erfassen. 
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Anfang an als ein Hemmnis, daß die Diagnoseeinheiten in 
einer völlig neuen Weise festgelegt worden waren. Die 
Idee, zusammengehörende funktionale Arbeitsmärkte zu 
definieren (durch die Minimierung der Pendlersalden nach 
der Volkszählung 1970), bestach in der Faszination eines 
neuen Konzepts und durch die theoretische Brillanz. Lei-
der waren diese Arbeitsmarktregionen mit keiner anderen 
administrativen Gliederung in Deckung zu bringen und 
deshalb auch nicht mit originärer Statistik zu füllen. Dar-
über hinaus kann der regionalen Dynamik und dem in 
zwanzig Jahren verändertem Pendlerverhalten erst mit den 
Ergebnissen aus der Volkszählung von 1987 wieder Rech-
nung getragen werden. Bei der jetzt anstehenden neuerli-
chen Festlegung der Diagnoseeinheiten sollte in jedem Fall 
angestrebt werden, daß sie mit anderen administrativen 
Gliederungen in Einklang zu bringen sind. Mittlerweile 
wurde von den Gutachtern Eckey, Horn, Klemmer ein 
neuer und „kreisscharfer“ Abgrenzungsvorschlag auf der 
Basis der letzten Großzählung unterbreitet. In einem 
mehrstufigen und jederzeit nachprüfbaren Verfahren wur-
den in der Analyse die Aspekte der Zentralität, der Ver-
flechtung funktionaler Arbeitsmärkte und der Erreichbar-
keit berücksichtigt. Damit wurde eine hervorragende 
Grundlage für die anstehenden Entscheidungen gelegt. 
Das Indikator-Set blieb also über die Zeit hinweg nicht das 
gleiche. Bei einem Teil der Indikatoren war die Fortschrei-
bung in der ursprünglichen Form nicht sinnvoll, bei dem 
anderen nicht möglich, so daß aktuelle Werte hier nicht zur 
Verfügung stehen. Damit ist natürlich der Spielraum für 
einen sinnvollen Soll-Ist-Vergleich bei den ursprünglichen 
Zielvariablen sehr begrenzt. 
Hinzu kommt, daß auch die Förderkulisse selbst, d. h. die 
Zahl und Zusammensetzung von förderwürdigen Regionen 
sich im Laufe der Zeit verändert hat. So schieden z. B. 
1981 und 1986 einige Arbeitsmarktregionen aus dem För-
dergebiet aus (nicht zuletzt auf Drängen der EG-Kommis-
sion), weil sie bei Zwischenprüfungen über den Schwellen-
werten lagen
9). Dies kann man als Zeichen für den Erfolg 
der regionalen Strukturpolitik werten, und es ist – ungeach-
tet der „technischen Schwierigkeiten“ – eher ein Zeichen 
für die funktionierende gleitende Erfolgskontrolle durch 
die verantwortlichen Ressorts. 
3. Das Konzept der hier vorgelegten Analysen 
(6) Dennoch gibt es eine brauchbare Basis für sinnvolle 
und kritische Entwicklungsvergleiche. Die im IAB mittler-
weile aufgebauten regionalen Datenbanken erlauben eine 
Entwicklungs- und Strukturanalyse für den Zeitraum von 
1976 bis 1986 für alle Regionscluster in praktisch beliebiger 
Abgrenzung. Einige von den ursprünglich verwendeten 
Indikatoren können mittlerweile genauer berechnet wer-
den, andere von der Wissenschaft seit langem favorisierte 
Variable können mittlerweile zusätzlich angeboten wer-
den. Die neuen Indikatoren erweisen sich als zielgerichtet 
und trennscharf. Im einzelnen handelt es sich dabei um 
9) Das Beschäftigungsvolumen innerhalb einer bestimmten Periode (z. B. für das 
Vergleichsjahr 1986) ergibt sich aus der Summe aller Zeiträume, in denen ein 
Beschäftigungsverhältnis bestand. Nun wird diese Größe zwar hier in Tagen 
gemessen, man könnte aber genausogut (durch einfache Division mit dem 
Quotienten 365) die Summe von „Mann“-oder besser: Personenjahren 
ausweisen. Dies wäre dann identisch mit dem tatsächlichen oder exakt 
gemessenen Jahresdurchschnittsbestand an Beschäftigung in einer Region. 
Vgl. Koller, Schiebl: Das Beschäftigungsvolumen: Personen, Fälle, Dauer, 
in: MittAB 1/89 
10) Hinzuzurechnen wäre der Jahresdurchschnittsbestand an offenen Stellen in 
den Regionen. 
 
-  das Beschäftigungsvolumen in den Regionen
10) 
-  die Zahl der Beschäftigungsverhältnisse in den Regionen 
(Bruttozahl der „Jobs“) 
-  die Bruttozahl der Personen, die innerhalb eines Jahres 
in einer bestimmten Region Beschäftigung fanden 
-  die gesamte Bruttolohnsumme, die in den Vergleichsjah-
ren innerhalb einer Region bezahlt oder verdient wurde 
-  den durchschnittlichen Jahreslohn pro Kopf (brutto) in 
exakter Berechnung selbst für die Fälle, wo Arbeitneh-
mer während eines Jahres den Betrieb gewechselt hatten 
oder nicht das ganze Jahr über beschäftigt waren 
-  den Tagesverdienst (brutto), eine Größe, die der volks-
wirtschaftlichen    Variablen    „Lohnsatz“    sehr    nahe 
kommt. 
 
(7)  Die Wahl geeigneter Vergleichszeitpunkte ist für die 
Brauchbarkeit des Entwicklungsvergleichs entscheidend. 
Im wesentlichen sprechen zwei Gründe für die Auswahl 
der Jahre  1980 und 1986: – Zum einen sind das zwei 
Zeitpunkte mit praktisch identischem Beschäftigungsni-
veau. – Zum zweiten umfaßt diese Spanne einen gesamten 
Konjunkturzyklus, einschließlich der Rezession von 1982/ 
83. 
(8)  Die Analyse sucht Schritt für Schritt größere Genauig-
keit:  In einer ersten Phase wird für all die genannten 
Variablen der Vergleich für das Fördergebiet (unterteilt 
nach verschiedenen Fördertypen) mit dem Nichtförderge- 
biet gesucht. In der zweiten Stufe wird dieser noch recht 
grobe  Gebietsraster  weiter  aufgebrochen;  hier werden 
Dynamik   und   Niveaudiskrepanzen   in   18   regionalen 
Aktionsprogrammen dargestellt. In einem dritten Schritt 
wird die Analyse für die 179 Arbeitsmarktregionen (nach 
Klemmer) durchgeführt. In diesen feineren Gebietsdefi-
nitionen wird natürlich die äußerst unterschiedliche Ent-
wicklungsdynamik, werden die gravierenden Niveauunter-
schiede bei den Einkommen besonders deutlich. Für die 
verantwortlichen Ressorts und lokalen Akteure mag ein 
Blick auf die Ergebnisse der vierten Stufe möglicherweise 
von noch größerem Interesse sein; hier stehen die einzel-
nen   Schwerpunktorte   im   Analyseansatz.    Damit   der 
Umfang dieses Beitrags aber noch überschaubar bleibt, 
wird hier nur eine exemplarische Auswahl der vorliegen-
den Ergebnisse angeboten. In einem weiteren Schritt wird 
schließlich  versucht,   aktuellere  Entwicklungen  (das  ist 
gegenwärtig bis 1988 möglich) in den sogenannten Klem-
mer-Regionen einzufangen.  Hier soll die Dynamik des 
strukturellen Wandels in den Sektoren nach Qualifika-
tionsbereichen und unterschiedlichen Regionstypen (ein-
schließlich der jüngsten, auf Initiative der EG-Kommission 
eingebrachten und an Branchenkrisen orientierten Sonder-
programme) sichtbar gemacht werden. 
Außer Ansatz bleibt der Vergleich anhand der Arbeitslo-
senquote, obwohl dieser Indikator für den Ausweis von 
Problemregionen unabdingbar erscheint. Hier sind aber 
treffsichere Maßzahlen erst durch die Volkszählung 1987 
und die Fortschreibung mittels einer komplettierten 
Beschäftigungsstatistik (bis auf Gemeindeebene) möglich. 
(9)  Kürzlich   wurde   dem   Unterausschuß   zur   Gemein-
schaftsaufgabe ein in seinem Auftrag erstelltes Gutachten 
vorgelegt.   Kern  dieses  Gutachtens  sind  konzeptionelle 
Überlegungen zur  Reform  und  Effizienzsteigerung der 
regionalen Strukturpolitik sowie insbesondere auch Ent-
scheidungshilfen für eine künftige treffsichere Auswahl von 
Indikatoren und Fördergebieten. Die Gutachter empfeh-
len, sich für die 1991 geforderte und beabsichtigte Neuab-
grenzung der Fördergebiete auf die bei der Bundesanstalt 
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analysen zu stützen. Diese Studie ist also, wenn man so 
will, eine Vorstudie zur Tragfähigkeit und zur Konsensfä-
higkeit eines derartigen Ansatzes. Im Schlußkapitel dieses 
Papiers wird deshalb auch im Hinblick auf dieses und 
andere Gutachten versucht, Hinweise für politische Wer-
tungen und künftigen Entscheidungsbedarf zu geben. 
4. Entwicklungsvergleich 
4.1 Fördergebiete insgesamt (Stufe 1) 
(10)  Regionale Wirtschafts- und Arbeitsmarktentwicklung 
sind als Überlagerung von Wachstumszyklen verschiedener 
Sektoren und als Ergebnis der damit verbundenen Verän-
derung der räumlichen Arbeitsteilung zu sehen. Wir müs-
sen dabei von vornherein davon ausgehen, daß der Struk-
turwandel nicht nur im Abschwung, sondern auch im Auf-
schwung die Rangfolge von regionalen Gewinn- und Ver-
lustpositionen ändert. Strukturwandel ist immer auch eine 
Änderung der Menge und Art der produzierten Güter, mit 
ihr verändern sich die angewandten Produktionsverfahren. 
Die Nachfrage nach Menge und Qualität von Arbeitskräf-
ten verschiebt sich mit diesen Strukturänderungen. In der 
Konsequenz wird Strukturwandel sowohl an der Verände-
rung der Anteile an Beschäftigung und Tätigkeitsprofilen 
wie an der unterschiedlichen Lohndynamik und Arbeitslo-
sigkeit sichtbar. 
Aus den bisherigen Regionalanalysen wissen wir, daß es 
ein Beschäftigungsgefälle gibt: 
-  vom primären und sekundären zum tertiären Sektor, 
-  von den sogenannten altindustrialisierten Regionen hin 
zu den neuen Dienstleistungsregionen, 
-  von den Ballungszentren zum Umland, oder: von innen 
nach außen, 
-  von Nord nach Süd. 
Beim Entwicklungsvergleich zwischen geförderten und 
nicht geförderten Regionen spielt dies insofern eine Rolle, 
als ja besonders die ausgewiesenen Problembereiche und 
die strukturschwachen Regionen innerhalb der Förderku-
lisse zu finden sind (vorausgesetzt, die Auswahl war rich-
tig). Deshalb sollte man von vornherein eine schwächere, 
möglicherweise sogar eine sehr viel schwächere Entwick-
lungsdynamik in den Fördergebieten erwarten. 
(11)  Beschäftigungsvolumen 
Das Beschäftigungsvolumen, seine Entwicklung und seine 
Verteilung (sowie die daran unmittelbar geknüpften Mög-
lichkeiten des Einkommenserwerbs) gehören zu den zen-
tralen Indikatoren der regionalen Analyse und regionalen 
Arbeitsmarktpolitik. Anders als bei bisher üblichen 
Bestandszählungen werden konjunkturell oder strukturell 
bedingte Veränderungen der Stromgrößen oder der Dauer 
mit erfaßt. Wenn im Bereich der Arbeitsmarktpolitik von 
„Beschäftigung“ geredet wird, so zielt man auf die Summe 
aller Beschäftigungsmöglichkeiten – also erstens: wieviele 
Leute, zweitens: wieviele Beschäftigungsfälle (insgesamt 
und pro Kopf) und, als dritte Komponente, wieviel Zeit 
(pro Fall oder Kopf) – mit einer Vielfalt von Arbeitszeit-
mustern. 
Dieses Konzept ist eigentlich nicht neu, weil in den Wirt-
schaftswissenschaften unter Beschäftigung immer das Pro-
dukt aus Arbeitnehmern und der zeitlichen Dauer des 
11) Vgl. Gräber, Hcmmbach, Kirschner, Spehl: Verfahren zur Abgrenzung des 
Fördergebiets der Gemeinschaftsaufgabe. Forschungsgutachten für den 
Planungsausschuß, Trier 1989 
Arbeitseinsatzes verstanden wurde. Nur so ergibt sich die 
gesamte Faktor-Menge, die eingesetzt werden kann oder 
bezahlt werden muß oder – unter Verteilungsaspekten – in 
einer Region für Arbeitswünsche zur Verfügung steht
11). 
Neu ist dieses Konzept also höchstens insofern, als man es 
bisher nicht exakt messen konnte. 
Das Beschäftigungsvolumen ist also ein geeigneter Dia-
gnose- und Führungsindikator für die Arbeitsplatzförde-
rung in strukturschwachen Gebieten. Gegebene Standort-
nachteile, Wachstums- und Arbeitsmarktschwächen sollen 
durch die Subvention des Kapitals bzw. die Investitionsför-
derung in der Neuansiedlung, Erweiterung und Umstellung 
von Unternehmen ausgeglichen werden. Eigentliche Ziel-
folge ist die Schaffung zusätzlicher Arbeitsplätze, die Stär-
kung der Wirtschaftskraft dieser Region und schließlich die 
Verbesserung der Einkommen. 
Gegenwärtig ist das gesamte Fördergebiet in der Bundesre-
publik relativ groß, es umfaßt einen Bevölkerungsanteil 
von nahezu 40%; nicht zuletzt dies war der Gegenstand 
wiederholter Kritik von Seiten der EG-Kommission. Der 
Anteil am gesamten Beschäftigungsvolumen ist wesentlich 
geringer: Er betrug 1986 27,7%, darunter 5,7% im soge-
nannten Zonenrandgebiet. Die exakten und detaillierten 
Meßzahlen sind Übersicht 2 zu entnehmen. 
Für die Wirkungskontrolle ist aber der Blick auf die unter-
schiedliche Entwicklungsdynamik dieser Variablen in den 
einzelnen Gebietsteilen interessanter. In der rezessiven 
Phase von 1980 bis 1983 waren die Verluste im Zonenrand-
gebiet schwächer und im übrigen Fördergebiet stärker aus-
geprägt als in den nicht geförderten Regionen. In der 
anschließenden Erholungsphase von 1983 bis 1986 konnten 
die Normalfördergebiete außerhalb des Zonenrandes nicht 
in gleichem Maße vom konjunkturellen Aufschwung profi-
tieren. Hier blieben vor allem unter arbeitsmarktlichen 
Aspekten schwerwiegende Entwicklungsdefizite bei der 
Beschäftigung insgesamt. 
In einem erfreulichen Gegensatz hierzu steht die Entwick-
lung der ehemaligen Fördergebiete: Sie haben die Rezes-
sion weit besser überstanden und im Aufschwung über-
durchschnittlich zulegen können. Dies belegt im Nachhin-
ein noch einmal, daß es richtig war, diese Fördergebiete 
aus der Kulisse zu nehmen. Andererseits ist es ein überzeu-
gendes Indiz dafür, daß es gelungen ist, das Entwicklungs-
potential dieser Regionen nachhaltig zu stärken (vgl. Über-
sicht 2). 
(12) Beschäftigte Personen 
Natürlich muß man weiter fragen, wieviel Personen bei der 
vorher skizzierten Entwicklung des Beschäftigungsvolu-
mens in den einzelnen Regionen Beschäftigung gefunden 
haben und wie sich hier die Entwicklung darstellt. Dabei 
zeigt sich einmal, daß die Verlustraten in der Rezession in 
allen Gebietstypen schärfer waren und die Zuwachsraten 
im nachfolgenden Aufschwung schwächer. Anders als beim 
Beschäftigungsvolumen war damit bei den beschäftigten 
Personen der alte Beschäftigungsgrad wie er vor der Rezes-
sion gegeben war, noch nicht wieder erreicht (Übersicht 3). 
Es gibt Hinweise darauf, daß man auch von einer Beschäf-
tigungskonkurrenz zwischen einzelnen Segmenten auf dem 
Arbeitsmarkt ausgehen muß und zwar in der Weise, daß 
sich auch im konjunkturellen Aufschwung die Stabilität 
und Dauer der Beschäftigungsverhältnisse eher „erholt“ als 
die Zahl der (neu-)beschäftigten Personen (in der theoreti-
schen Diskussion wurde hierzu das Stichwort „inside/out-
side“ geprägt). 
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Dies ist insofern für die Erfolgskontrolle der Förderung in 
strukturschwachen Gebieten von Bedeutung, als sich die-
ses „Muster“ in den Fördergebieten sehr viel deutlicher 
zeigt als in den Nichtfördergebieten. Hier sind die Verluste 
an Personen, die innerhalb dieser Regionen über die Kon-
junkturzyklen hinweg Beschäftigung finden konnten, noch 
sehr viel stärker ausgeprägt als in den Nichtfördergebieten. 
Dies deutet darauf hin, daß nach wie vor Verdrängungs-
prozesse wirksam sind und die Fördergebiete Arbeitneh- 
12) Von einigen Gutachtern wird betont, daß der regionale Durchschnittslohn 
mancherorts durch höhere Teilzeit- oder Frauenquoten nach unten „gedrückt 
wird“. Die Berücksichtigung derartiger Effekte ist in unseren Analysen 
grundsätzlich möglich; ähnliche Analysen liegen für 27 Perso-ncngruppen, 
getrennt nach Voll- und Teilzeit, für die Klemmerregionen vor. 
Nichtsdestoweniger halten wir den durchschnittlichen (faktischen) 
Jahreslohn für den besten Regionalindikator. Wir haben uns mit diesen 
prinzipiellen Argumenten in der letzten Ausschußvorlage auseinandergesetzt 
(September 1989). Vgl. hierzu u. a. Klemmer: Rcgionalpolitik auf dem 
Prüfstand, Köln 1986 sowie Kahle: Entscheidungen bei multivariablen 
Zielsystemen, in: WIST 4 1988 sowie Eckey: Abgrenzung regionaler 
Arbeitsmärkte, in: Raumforschung und Raumordnung, 1/2 (1988) sowie 
Genosko: Zur konjunkturellen Reagibilität von Arbeitslosigkeit und 
Beschäftigung, in: Raumforschung und Raumordnung, 3/1988 
mer an besser prosperierende Regionen „verlieren“. Als 
Konsequenz ergibt sich für das Kontrolljahr 1986 auch ein 
niedrigerer Anteil (22%) an beschäftigten Personen als 
beim Beschäftigungsvolumen insgesamt. In der Rezession 
schrumpft damit das instabile Beschäftigungssegment wohl 
stärker, der Anteil an relativ stabil oder ganzjährig beschäf-
tigten Personen wird rechnerisch stärker; in den Auf-
schwungphasen können diese Verluste nicht im gleichen 
Tempo wettgemacht werden. Hier sollten weitere labour 
turnover-Analysen zur Bilanzierung dieser Effekte zwi-
schen den Regionen ansetzen, wie sie von einigen Gutach-
tern empfohlen wurden
12). 
Die Entwicklung im Zonenrandgebiet verlief im Vergleich 
dazu eher unauffällig. Die ehemaligen Fördergebiete 
schneiden auch hier überdurchschnittlich günstig ab – trotz 
oder vielleicht sogar wegen ihres relativ hohen Anteils an 
Saisonkräften (wie in den ausgeschiedenen Gebieten Gar-
misch, Bad Tölz, Miesbach u. a.). 
(13)  Beschäftigungsverhältnisse (Bruttozahl der „Jobs“) 
Lediglich zur Vervollständigung des Bildes ist auch die 
Entwicklung für diesen Indikator in den verschiedenen 
Gebietskategorien  ausgewiesen  (vgl.   Übersicht 4).  Die 
Bruttozahl der „Jobs“ folgt dem Konjunkturzyklus wesent-
lich schärfer als die anderen Größen.   1986 wurden im 
Fördergebiet insgesamt ca.  7,7 Mio.  solcher Beschäfti-
gungsverhältnisse registriert: Das waren rund 150 000 oder 
2% weniger als 1980. Im Nichtfördergebiet stieg dagegen 
die Zahl der „Jobs“ um fast 200 000. 
(14)  Bruttolohnsumme 
An die regionale Entwicklung der Beschäftigung ist die 
Bruttolohnsumme aufs engste gekoppelt. Sie ist das Maß 
für die Summe aller Verdienstmöglichkeiten in abhängiger 
Beschäftigung in den Regionen. Dies ist nicht nur ein Maß 
für die Kaufkraft (oder ihre Entwicklung) aus abhängiger 
Erwerbsarbeit in den Regionen, sondern auch ein äußerst 
direkter Führungsindikator für alle Politikansätze, in 
denen es vorrangig um die Schaffung zusätzlicher Arbeits-
plätze und weiter um die Verbesserung der Einkommens-
position in strukturschwachen Gebieten geht. Im Jahr 1986 
wurden 190 Mrd. DM (oder 26,1% der gesamtwirtschaftli-
chen Lohnsumme) in den Fördergebieten der GA ausbe-
zahlt. Das ist ein gewaltiges Finanzvolumen, auch wenn 
nur ein Teil dieser Bruttoverdienste in direktem Zusam- 
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menhang mit der Förderung steht (auf diesen wichtigen 
Aspekt werden wir später noch zurückkommen). 
Die Bruttolohnsumme reagiert in vielfältiger Weise auf 
unterschiedliche Entwicklungen und Strukturen der 
Beschäftigung. Ein Abbau an Arbeitsplätzen in einer 
Region, also ein Verlust an beschäftigten Personen oder 
Beschäftigungsverhältnissen, bedeutet immer auch einen 
Verlust an Lohnsumme. Eine Minderung der Stabilität 
oder der Dauer regionaler Beschäftigungsmöglichkeiten 
hat den gleichen Effekt. Wenn im Gefolge relativ schwa-
cher Beschäftigungsentwicklung auch die Lohnzuwächse 
(bei regionalen Lohnsätzen oder Jahresverdiensten) schwä-
cher ausfallen, so führt das auch zu einem insgesamt schwä-
cheren Anstieg der Bruttolohnsumme in dieser Region. 
Auf längere Sicht könnten niedrigere Lohnsätze wieder die 
„Attraktivität“ dieser Regionen erhöhen, hier sind aber 
erhebliche lags anzusetzen. 
Ein Blick auf Übersicht 5 macht deutlich, daß nur ein 
kleiner Teil des Zonenrandgebiets in dem Untersuchungs-
zeitraum von 1980 bis 1986 mit der Entwicklung der Nicht-
fördergebiete Schritt halten konnte. Alle anderen Förder-
gebiete blieben bei der Entwicklung dieser wichtigen 
Größe zurück. Dies liegt hauptsächlich an der schwächeren 
Dynamik in der Aufschwungphase von 1983 bis 1986. 
Damit mußte nicht nur ein weiterer Rückstand an Einkom-
mensoptionen und Kaufkraftpotential hingenommen wer-
den. An diesem Indikator hängen auch fiskalische Parame-
ter im Bereich der Sozialversicherung insgesamt wie aber 
auch im Bereich der Schlüsselzuweisungen an Lohnsteuer. 
Regionalpolitisch besonders brisant wird es dann, wenn die 
Einnahmen zu regional gegliederten Parafisci (wie z. B. bei 
regionalen Krankenkassen) zurückgehen, und dies über 
erhöhte Beitragssätze zu einer weiteren Verschlechterung 
der Wettbewerbsposition dieser Regionen führt. 
l3) Siehe hierzu auch Bade: Regionale Beschäftigungsentscheidung und 
produktivitätsorientierte Dienstleistungen, Berlin 1987, sowie Dietz, F.: 
Strukturwandel auf dem Arbeitsmarkt, in: MittAB 1/1988 
 
(15) Jahreslohn pro Kopf (brutto) 
Spiegelbildlich zu der vorher geschilderten regionalen Ent-
wicklungsdiskrepanz ergibt sich auch eine schwächere Ent-
wicklung der Bruttolöhne pro Kopf und Jahr in allen 
Fördergebietskategorien. 
Übersicht 6 zeigt darüber hinaus, daß in all diesen Gebiets-
rastern die Jahresverdienste unter dem Vergleichswert in 
den nicht geförderten Regionen liegen. Dies ist nicht so 
selbstverständlich wie es vielleicht auf Anhieb scheinen 
mag. Die Einkommensschwäche ist zwar ein wesentlicher 
Auswahlindikator für die Fördergebiete, andererseits 
befinden sich schon seit langem sogenannte Hochlohnre-
gionen in der Förderung, die vor allem im Montan- und 
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(16)  Tagesverdienst (brutto) 
Diese weitere Verschärfung der Einkommensnachteile in 
den strukturschwachen Regionen resultiert zu einem Gut-
teil aus der relativen Wachstumsschwäche bei den Lohnsät-
zen (vgl. Übersicht 7). Die beiden Einkommensindikato-
ren korrespondieren so mit der schwächeren Beschäfti-
gungsentwicklung in der Förderkulisse. 
(17)  Die bisherigen Ergebnisse und Argumente bleiben im 
großen und ganzen noch unbefriedigend. Die schwächere 
Entwicklungsdynamik bei allen Prüfkriterien im Förderge-
biet mag enttäuschen, überraschend ist sie nicht: Ist sie 
doch zumindest ein Indiz dafür, daß die strukturschwachen 
Regionen richtig ausgewählt scheinen. Doch blieb das Bild 
bisher zu unscharf, als daß man mit Sicherheit derartige 
Wertungen geben könnte. 
4.2 Regionale Aktionsprogramme (Stufe 2) 
(18) Indikatoren zur Gesamtbeschäftigung Wenn man das 
Indikatorbild für die 18 regionalen Aktionsprogramme 
zeichnet, treten die Konturen schärfer zutage. Hier zeigt 
sich bei den Gesamtvariablen sofort, daß ein Teil dieser 
Fördergebiete wesentlich besser abgeschnitten hat als das 
Bundesgebiet insgesamt oder – für den Vergleich besser 
geeignet – das Nichtfördergebiet. So ist z. B. die 
Wachstumsrate der Bruttolohnsumme im südbayerischen 
Fördergebiet um 10% höher, und alle Indikatoren der 
Gesamtbeschäftigung beweisen einen wesentlich besseren 
Verlauf. Nun gehört diese Region 18 seit der Neuabgren-
zung in 1986 zu Recht nicht mehr zur Förderkulisse und 
sollte deshalb mit den ausgeschiedenen regionalen 
Aktionsprogrammen (19) zusammengefaßt werden. Aller-
dings verdient auch die Entwicklung in den anderen bayeri-
schen Gebieten (mit Ausnahme Nordbayerns) gute Noten. 
Dies gilt auch für die Förderregion 5 „Heide-Elbufer“ und 
die ehemalige Region 9 „Mittelrhein-Lahn-Sieg“. 
Die Absicht, das Entwicklungspotential in diesen Gebieten 
zu stärken und das Regionalgefälle zu überwinden, scheint 
hier gelungen. 
So erfreulich dieses Ergebnis für einzelne Förderregionen 
ist, zeigt es andererseits aber auch, daß die schwächere 
Entwicklung im Fördergebiet insgesamt im wesentlichen 
von einigen Teilgebieten „getragen“ wird: Auf der Minus-
Seite der Bilanz stehen die eklatanten Wachstumsschwä-
chen der „Revier-Regionen“, sowie vor allem in Brilon-




MittAB 2/90  235  
Aus der Übersicht 9 wird deutlich, daß für das weitere 
Zurückbleiben dieser Regionen hauptsächlich der Verlust 
an Vollzeitarbeitsplätzen verantwortlich ist. Zum Teil ver-
bindet sich hiermit auch ein ungenügendes Angebot an 
Teilzeitarbeitsplätzen. In den meisten anderen Bereichen 
wäre der Entwicklungsrückstand noch größer ausgefallen, 
wenn er nicht teilweise durch eine Erhöhung des Teilzeit-
volumens hätte ausgeglichen werden können. Man darf 
hinter dieser Entwicklung getrost ein Gutteil an sogenann-
ten added worker-Effekte n vermuten. 
(19)  Einkommensdynamik 
Natürlich drängt sich bei dem besonders negativen Ent-
wicklungsergebnis an Kohle-, Stahl- und Werftstandorten 
sofort die Vermutung eines Zusammenhangs zu den bisher 
relativ hohen Lohnsätzen in diesen Regionen auf. Über-
sicht 12 belegt, daß in den meisten dieser strukturschwa-
chen Regionen auch die Zuwächse an Jahres- und Tages-
verdiensten hinter der allgemeinen Entwicklung zurückge-
blieben sind. Lediglich die bayerischen Fördergebiete und 
die Region Heide-Elbufer, sowie aber auch Saarland-West-
pfalz, Nordeifel-Mönchengladbach (dies ist allerdings 
überraschend) konnten in etwa mit den nicht geförderten 
Gebieten gleichziehen. Ein signifikanter Abbau des Lohn-
gefälles in den einkommenschwachen Regionen wurde 
allerdings nicht erreicht. 
4.3 Arbeitsmarktregionen (Stufe 3) 
(20)  Die 179 Arbeitsmarktregionen (nach Klemmer) sind 
die   Diagnoseeinheiten   der  eigentlichen   Entscheidungs-
ebene.   Nach   diesem   Gebietsraster  wird   die   Auswahl 
getroffen,  in  welchen  Regionen gefördert wird und in 
welchen nicht. Das gilt auch für die vom Planungsausschuß 
geforderte und mit der EG-Kommission abgesprochene 
Neuabgrenzung ab  1991,  auch wenn hierfür eine neue 
Festlegung auf der Basis der Volkszählungsergebnisse von 
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die gemeindlichen Zuordnungen unterlegt, wie sie für den 
Untersuchungszeitraum im wesentlichen repräsentativ 
waren. 
Die sehr viel größere Zahl der Regionen gefährdet natür-
lich eine überschaubare Darstellung der Ergebnisse. Des-
halb sind alle Indikatorwerte in einer Tabelle zusammenge-
faßt. Die folgende Übersicht 13 enthält die aus unserer 
Sicht wichtigsten Ergebnisse zum regionalen Lohngefälle 
bei den Jahreslöhnen (Spalte 1) und deren Wachstumsra-
ten (Spalte 5), sowie die Entwicklung des Beschäftigungs-
volumens, der gesamten Bruttolohnsumme und der Zahl 
der beschäftigten Personen (Spalte 2 bis 4). 
Insgesamt wird hierdurch die Analyse der Stufe l bestätigt, 
da ja aufgrund der gleichen Zuordnung zwischen Förderge-
bieten (innerhalb und außerhalb des Zonenrandgebietes) 
und Nichtfördergebieten unterschieden wurde. So bleibt 
vorweg festzuhalten, daß die geförderten Gebiete insge- 
samt ihren Entwicklungsrückstand nicht wettmachen konn-
ten und sogar in einigen Bereichen weitere Positionsverlu-
ste hinnehmen mußten. Das Ergebnis früherer Gutachter 
konnte also mit den aktuelleren Analysen nicht bestätigt 
werden. Dies liegt, wie erwähnt, hauptsächlich daran, daß 
zur ursprünglichen Förderkulisse auch neue, von Bran-
chenkrisen geschwächte Regionen hinzukamen, deren 
Strukturprobleme bis 1986 noch keineswegs bereinigt wer-
den konnten. 
Der Blick auf das feinere Gebietsraster vermittelt darüber 
hinaus noch sehr viel interessantere Aufschlüsse im Detail. 
Die Prüfung der einzelnen Indikatorwerte erlaubt Antwort 
auf die Frage, ob das ursprünglich festgestellte Regionalge-
fälle (z. B. beim Einkommen) vermindert werden konnte, 
ob es bestehen blieb oder gar verschärft wurde. Die 
Gesamtindikatoren zur Beschäftigung zeigen, inwieweit 
die angestrebten Arbeitsplatzziele erreicht wurden, oder 
ob – allgemeiner gefragt – bedrohliche Verluste oder auf-
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(21) Die Arbeitsmarktregionen in Übersicht 13 sind nach 
dem Lohngefälle sortiert. So wird sehr schnell deutlich, 
daß am untersten Ende der Skala (zu Beginn der Reihe) 
vorwiegend ländlich geprägte Regionen die schwächsten 
Einkommenspositionen besetzen. Am anderen Ende ste-
hen Industriezentren und Ballungsregionen. Entscheidend 
aber ist vor allem das nach wie vor starke Lohngefälle: In 
Cham beträgt der durchschnittliche Bruttojahreslohn weni-
ger als 22 900 DM; das ist kaum mehr als die Hälfte des 
durchschnittlichen Bruttoverdienstes in Wolfsburg oder in 
Sindelfingen-Böblingen, in Frankfurt, Stuttgart oder 
Leverkusen. Hinzu kommt, daß in Regionen mit relativ 
starken Industrie- oder Verwaltungsbesatz auch die Ein-
kommensverteilung ganz anders aussieht als in peripheren 
oder ländlichen Regionen. Dies zeigt die exemplarische 
Analyse für Emden und Wittmund in Übersicht 14 oder für 
den Kontrast zwischen Industrieregionen und ländlichen 
Gebieten in Übersicht 15. 
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(22) Die Reihung nach diesem Indikator erlaubt jederzeit 
eine Entscheidung darüber, bis zu welcher Grenze der 
Ausweis als Fördergebiet politisch gewollt ist oder durch-
setzbar erscheint – ganz gleich, wo man diese Grenze in 
Prozentanteilen ansetzen will. Das Abschneiden ist vor 
allem dann kein Problem, wenn alle Indikatoren in die 
gleiche Richtung deuten: So z. B. bei Tirschenreuth oder 
Pirmasens: Regionen mit relativ niedrigem Lohnniveau 
und gleichzeitigen Verlusten an Beschäftigungsvolumen 
und beschäftigten Personen von nahezu 5% und weit unter-
durchschnittlichen Zuwächsen an nominaler Bruttolohn-
summe. Das gilt auch für Lübeck, Oldenburg oder beson-
ders für Holzminden-Höxter, die schon an empfindlichen 
Einkommensschwellen liegen, aber an Beschäftigung zum 
Teil über 8% verloren haben. 
Dies gibt uns schon Hinweise darauf, daß es besser ist, die 
Indikatoren im Zusammenhang zu sehen und nicht nur 
einzelne Indikatoren isoliert lu  bewerten. Ausgeprägter 
wird dies bei den Regionen Traunstein, Garmisch, Lands-
berg, Amberg oder Neumarkt. All diese Regionen weisen 
zwar nach wie vor ein relativ niedriges durchschnittliches 
Lohnniveau auf, konnten auf der anderen Seite aber auffäl-
lige Gewinne an Beschäftigung erreichen (im Falle von 
Neumarkt sind das fast 11%). 
Ein Teil der einkommensschwachen Regionen konnte 
seine Position bei diesem wichtigen Indikator nicht verbes-
sern: Dies gilt z. B. auch für Cham, das auch bei früheren 
Prüfverfahren schon als Schlußlicht ausgewiesen war -
trotz der relativ günstigen Entwicklungsraten bei den 
Beschäftigungsindikatoren. Einige wenige einkommens-
schwache Regionen blieben sogar, wie Nordfriesland, wei-
ter hinter der allgemeinen Entwicklung zurück. Frühere 
Hochlohnregionen haben im Gefolge der Beschäftigungs-
einbrüche Rangplätze verloren. Auf der Haben-Seite ste-
hen allerdings auch viele Arbeitsmarktregionen, die bei 
insgesamt günstiger Entwicklung auch ihren Einkommens-
rückstand vermindern konnten. Die Werteskala der 
Zuwachsraten der durchschnittlichen Jahresentgelte pro 
Kopf (Spalte 5) reicht von nur 16,4% in Nordfriesland bis 
zu 32 und mehr Prozent in Lohr am Main, Wolfsburg und 
Sindelfingen-Böblingen. 
(23)  Wie stark die regionale Entwicklungsdynamik diver-
giert, in welchem Maße sich ein neues Regionalgefälle im 
ständigen Prozeß des strukturellen Wandels herausgebildet 
hat, zeigt die Liste der Extremwerte bei den anderen 
Indikatoren:   Beim   Beschäftigungsvolumen   (Spalte   2) 
reicht  die  Spanne  von   + 11,5%   in  Ingolstadt  bis zu 
- 13,7% in Gelsenkirchen. Bei der Bruttolohnsumme ins-
gesamt konnte der größte Zuwachs ebenfalls in der Region 
Ingolstadt mit 46,4% erreicht werden. Dagegen zeigen die 
niedrigsten Werte von 8,7% in Gelsenkirchen oder 9,7% in 
Duisburg-Oberhausen, in welchem Maße relative Kauf-
kraftverluste hingenommen werden mußten. Aus Spalte 4 
läßt sich ablesen, daß in Neumarkt 11,5% mehr Personen 
Beschäftigung fanden, während in Gelsenkirchen im glei-
chen Zeitraum ein Minus von 13,7% gemessen wurde. 
(24)  Das hier ausgewiesene Indikator-Set bietet also eine 
relativ gute Basis für eine treffsichere Auswahl von struk-
turschwachen Regionen. Dabei können einzelne Diagnose- 
und Zielfelder durchaus mit einzelnen Variablen verfolgt 
werden oder aber – in sensiblen Bereichen – durch die 
Kombination der Indikatoren. In Ergänzung zu den Indi-
katoren   der   Beschäftigungsentwicklung   sollte   aber   in 
jedem Falle eine neu berechnete und trennscharfe Arbeits-
losenquote hinzugezogen werden, da nur so unterschiedli-
che Entwicklungen beim Erwerbspersonenpotential und 
noch verbleibende Defizite an Arbeitsplätzen ins Kalkül 
gezogen werden. Allerdings sollte man bei allen Indikato-
ren eine größere Aktualität suchen (ungeachtet der Tatsa-
che,  daß in  der  Kontrolle  durch die  EG-Kommission 
immer noch sehr viel gröbere Werte aus den Jahren 1982 
und 1984 verwendet werden). 
4.4 Schwerpunktorte (Stufe 4) 
(25)  Die Datenbasis des IAB erlaubt auch Strukturanaly-
sen zu einzelnen Schwerpunktorten. Dies ist vor allem für 
künftige Arbeiten aus drei Gründen vorteilhaft: 
Zum einen ist mit diesem Konzept bewußt der Versuch 
gemacht worden, von dem in vielen anderen Interventions-
bereichen üblichen „Gießkannenprinzip“ abzuweichen. Da 
aus der Antragsstatistik ersichtlich wird, daß 80% der 
Fördermaßnahmen tatsächlich in Schwerpunktorten (mit 
geeigneten Flächen für die Industrieansiedlung) laufen, ist 
auch der hierdurch erreichte Bevölkerungsanteil weitaus 
kleiner, als dies bei einem oberflächlichem Blick auf die 
Förderkarten scheint oder von der EG-Kommission 
moniert wird. 
Zum zweiten ist es ein wesentliches Ziel von Wirkungsana-
lysen, Ergebnisse so aufzubereiten, daß vor allem auch 
lokale Akteure – die im Zweifel ja die bessere Kenntnis der 
Gegebenheiten vor Ort besitzen – ihren Handlungsbereich 
wiederfinden. Hierdurch wird drittens auch eine effektive 
Erfolgskontrolle erleichtert, da man „sehr nahe“ bei den 
geförderten Betrieben, bei der tatsächlichen Struktur und 
Reichweite der Maßnahmen und beim Abbau eventueller 
Prozeßhemmnisse ist. 
Wie stark die Meßwerte der hier untersuchten Indikatoren 
in konkreten Einzelfällen divergieren können, zeigt die 
exemplarische Liste der Extremwerte (Übersicht 16). 
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5. Dynamik des Strukturwandels 
(26) Die bisherigen Analysen folgten dem Konzept des 
Beschäftigungsvolumens, für das das sogenannte Jahres-
zeitraummaterial der Beschäftigtenstatistik ausgewertet 
wurde. Diese Datenbasis reicht gegenwärtig leider nur bis 
1986. Mit Hilfe der Quartalsdaten kann der Untersu-
chungszeitraum jedoch bis 1988 (jeweils Juni) ausgedehnt 
werden. Ziel dieser zusätzlichen Analysen ist es, weitere 
Aufschlüsse über die Triebkräfte der unterschiedlichen 
regionalen Entwicklungsdynamik zu gewinnen. Dazu wur- 
den die einzelnen Arbeitsmarktregionen nach dem jetzt 
gültigen aktuellen Rahmenplan in drei Gebietstypen grob 
sortiert: 
1.  Normalfördergebiet der Gemeinschaftsaufgabe 
2.  Sonderprogramme innerhalb des Normalfördergebiets 
3.  Sonderprogramme außerhalb des Normalfördergebiets 
Mit diesen neuen Clustern sollte den jüngsten Änderungen 
der Förderprogrammatik in etwa Rechnung getragen wer-
den, die vor allem im Hinblick auf die neuen Richtlinien 
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sichtbar gemacht werden, wie sich der Wandel der Beschäf-
tigungsstruktur in einzelnen Sektor- und Qualifikationsbe-
reichen vollzogen hat. Dies erlaubt schließlich auch etwas 
anspruchsvollere Shift-Analysen, mit denen Abweichun-
gen von strukturellen Erwartungswerten, bzw. Sektor- und 
Standorteffekte berechnet werden können. 
(27) Die Übersicht 17 belegt, daß in den Fördergebieten l 
bis 3 insgesamt mehr als 83 000 Arbeitsplätze verlorengin-
gen, während gleichzeitig in den Nichtfördergebieten ca. 
395 000 zusätzlich geschaffen wurden. Insgesamt stehen 
hinter diesen Zuwächsen zwar auch erhebliche Verluste im 
primären und sekundären Sektor (in den Nichtfördergebie-
ten), vor allem in niedrigen Qualifikationsbereichen 
(- 554 000). Diese Verluste konnten bei weitem wettge-
macht werden durch die Zunahme an qualifizierter 
Beschäftigung und hier insbesondere und weit überpropor-
tional im tertiären Sektor (+ 874 000). 
Anders dagegen in den Fördergebieten, die ja wegen ihrer 
schon länger bestehenden Strukturschwäche oder wegen 
der regional konzentriert auftretenden Branchenkrisen als 
solche definiert wurden: Hier war der Arbeitsplatzabbau 
im produzierenden Gewerbe schärfer, schließlich wurden 
sogar qualifizierte Arbeitskräfte in größerem Umfang in 
diesen Bereichen entlassen. Lediglich im relativ günstig 
entwickelten teritären Sektor konnte ebenfalls ein 
Zuwachs an qualifizierten Arbeitskräften erreicht werden 
(vgl. Übersicht 18). 
(28) Für das erste ist daraus zu folgern, daß ein höherer 
Anteil an Facharbeitern oder hochqualifizierten Arbeits-
kräften (wegen der regionalen Branchenstruktur beispiels-
weise) keineswegs allein davor schützt, in den Strudel von 
Branchenkrisen gerissen zu werden. Weit mehr als von 
solchen (statistischen) Ausgangswerten hängt das Muster 
der Selektionsprozesse und die Veränderung in der Qualifi-
kationsstruktur von der Beschäftigungsdynamik selbst ab 
oder besser noch von der Entwicklungsrichtung (+ oder 
-); dies gilt wohl gleichermaßen für alle Regionen oder 
Branchen und unterschiedliche Ausgangsstrukturen. 
Ein zweites wesentliches Element kommt allerdings noch 
hinzu: Die allgemeine Angebotssituation auf den Arbeits-
märkten, genauer noch: Die Erreichbarkeit oder Verfüg-
barkeit von qualifizierten Arbeitskräften. In dieser Hin-
sicht war die Angebotssituation (im Untersuchungszeit-
raum) für expandierende Unternehmen, Branchen oder 
Regionen relativ günstig; war doch das Niveau an Arbeits-
losigkeit selbst unter Facharbeitern und das zusätzliche 
Bildungsangebot aus einem dynamisch entwickelten Bil-
dungssystem relativ hoch. 
  
 
Quelle: IAB (regfo); Beschäftigtenstatistik (Quartalsdaten jeweils 30. 6.) 
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Übersicht 19 macht dies anschaulicher: Die relativ dynami-
schen Nichtfördergebiete und Normalfördergebiete konn-
ten im Bereich der qualifizierten Beschäftigung überdurch-
schnittlich zulegen. Nicht so in all den Förderbereichen, wo 
wegen der Branchenkrisen Sonderprogramme gefahren 
werden mußten. Trotz der Hilfen zur Schaffung von 
Ersatzarbeitsplätzen konnten Angebotsoptionen nicht im 
gleichen Maße wahrgenommen werden; eine Verbesserung 
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den überproportionalen Abbau von niedrig Qualifizierten 
und weit weniger durch die Neueinstellung von höher 
Qualifizierten erreicht
14). 
(29) Glücklicherweise wird durch diese Ergebnisse auch 
nicht die früher vielfach geäußerte Befürchtung bestätigt, 
wonach durch die Förderung in strukturschwachen oder 
abgelegenen Regionen bestehende Qualifikationsdefizite 
lediglich weiter verstärkt würden. „Verlängerte Werk-
bänke“ oder gar „Rucksackbetriebe“ waren häufig verwen-
dete Synonyme für als äußerst konjunkturreagibel und 
weniger dauerhaft erachtete Arbeitsplätze. Diese Argu-
mentationsmuster folgten im wesentlichen der sogenannten 
14) Vgl. Buttler, Koller: Raumordnung und Arbeitsmarkt (1990) 
Zentralitätsthese, die durch neuere Arbeiten (auch aus 
dem IAB) widerlegt wurden. 
(30) Dies wird auch durch die Ergebnisse der Shift-Analy-
sen bekräftigt: Im Normalfördergebiet sind die Abwei-
chungen vom strukturellen Erwartungswert bei den qualifi-
zierten Arbeitskräften durchweg positiv. Das gilt im beson-
deren Maße für den dynamischeren tertiären Sektor, hier 
sogar in den Sonderprogrammgebieten. 
Aus der um Qualifikationsstrukturen erweiterten Shift-
Analyse ergibt sich ein negativer Strukturfaktor im Bereich 
der gering qualifizierten Beschäftigung und ein Zuwachs an 
Arbeitsplätzen bei den Hochqualifizierten. Insgesamt hätte 
man danach mit einem Plus von 156 000 Arbeitsplätzen in 
den Fördergebieten im Untersuchungszeitraum rechnen 
dürfen (vgl. Übersicht 21). Die tatsächliche Bilanz wird 
  
 
*) in tausend gerundet, jeweils Juni **) einschließlich der nicht exakt 
zuzuordnenden Beschäftigungsfälle 
Quelle: IAB-(regfo), aus Jahreszeitraumbändern der Beschäftigtenstatistik 
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scher Rest) ins Minus gedrückt. In allen Analysebereichen 
verbleibt ein derartig negativer Standortfaktor. Wir wissen 
mittlerweile, daß dies hauptsächlich durch die von Bran-
chenkrisen betroffenen Sonderprogrammgebiete verur-
sacht wird. Dieses für die betroffenen Regionen betrübli-
che Ergebnis ist andererseits aber auch ein Zeichen dafür, 
daß die Fördergebiete im großen und ganzen richtig defi-
niert wurden. 
6. Zusammenfassende Wertungen und Empfehlungen 
(31)  Die hier vorgelegten Analysen geben zwar Anhalts-
punkte für die Bewertung der regionalen Strukturpolitik, 
können aber präzisere und eingehendere Erfolgskontrollen 
nur ergänzen, nicht ersetzen. Inwieweit die angestrebten 
Planziele    letztendlich    durch    die    Fördermaßnahmen 
erreicht wurden, kann wegen der mangelnden Kontrolle 
wichtiger, aber noch externer Determinanten des Regio-
nalgeschehens letzthin nicht schlüssig beantwortet werden. 
Die Aussage früherer Begleitgutachten, wonach die För-
dergebiete im großen und ganzen ihren Entwicklungsrück-
stand hätten vermindern können, konnten in dieser Form 
für den aktuelleren Untersuchungszeitraum leider nicht 
bestätigt werden.  In wesentlichen Teilgebieten und bei 
wichtigen  Indikatoren mußten weitere  Positionsverluste 
hingenommen werden. 
(32)  Allerdings gibt es hiervon auch erfreuliche Ausnah-
men,  die  die  begründete  Vermutung zulassen,  daß  es 
zumindest in einigen Teilgebieten gelungen ist, das Ent-
wicklungspotential dauerhaft zu kräftigen. Einige dieser 
Regionen sind mittlerweile zu Recht aus dem Fördergebiet 
ausgeschieden. 
(33)  Die günstige Entwicklung in den anderen erlaubt eine 
Reduktion der Förderkulisse, wie sie von der EG-Kommis-
sion gefordert wird. Dieser neue Zuschnitt der Förderku-
lisse soll 1991 gleichzeitig mit einer neuen Definition der 
regionalen Diagnoseeinheiten erfolgen. 
(34)  Die Neuberechnung der Indikatoren muß künftig auf 
der Basis der neuen regionalen Diagnoseeinheiten erfol-
gen. Für letzteres wurde bereits ein Gutachten in Auftrag 
gegeben. Das neue Gebietsraster sollte mit anderen admi-
nistrativen Gliederungen in Deckung zu bringen sein, mit 
originärer Statistik gefüllt werden können, strukturschwa-
che   Teilgebiete   trennscharf  ausweisen   und   nach   dem 
Muster eines flexiblen Baukastensystems die Aggregation 
zu   zusammengehörigen   Arbeitsmarkträumen   erlauben. 
Dies empfiehlt sich nicht nur aus vordergründig statisti-
schen Überlegungen. Viel wichtiger ist, daß man hierbei 
die sogenannten lokalen Akteure in ihren administrativen 
Handlungsbereichen „treffen“ muß – sie haben letztendlich 
regionale Struktur- und Arbeitsmarktpolitik umzusetzen 
und zu koordinieren. Auch dies gehört zur vielbesproche-
nen Regionalisierung oder Dezentralisierung, besser noch 
wären die Begriffe Mitwirkung und kontrollierbare Verant-
wortlichkeit. 
(35)  Hauptziel dieser Analyse war es, brauchbare Hin-
weise für eine treffsichere Auswahl strukturschwacher und 
förderbedürftiger Regionen zu gewinnen. Der verwendete 
Satz an Diagnose- und Zielvariablen erscheint hierfür ziel-
gerichtet und geeignet. Er enthält nur exakte Meßgrößen 
(auf unzureichende Schätzungen kann deshalb künftig ver-
zichtet werden) und erlaubt eine dauerhafte Fortschrei-
bung. Dies wird künftige Vergleichs- und Kontrollanalysen 
wesentlich erleichtern (das gilt vor allem im Hinblick auf 
die künftige Integration der DDR-Gebiete). 
(36)  Unverzichtbar erscheint allerdings die Ergänzung um 
eine  verzerrungsfrei  berechnete  Arbeitslosenquote,   am 
besten auf der Basis einer künftig komplettierten Beschäf- 
tigtenstatistik. Außerdem sollten alle Möglichkeiten ausge-
schöpft werden, die Diagnosevariablen soweit wie möglich 
zu aktualisieren. 
(37)  Die hier verfolgten Indikatoren können einzeln oder 
in Kombination zur Bestimmung strukturschwacher Teilge-
biete   herangezogen   werden.   Die   Neuabgrenzung   der 
Gemeinschaftsaufgabe   liegt   in   der  Verantwortung  der 
Wirtschaftsressorts. 
(38)  Die zum Teil recht detaillierten und weit desaggre- 
gierten Analyseergebnisse vermitteln insgesamt ein etwas 
genaueres Bild von der Dynamik und den Mustern des 
regionalen aber auch gesamtwirtschaftlichen Strukturwan-
dels. Sie sind somit ein Baustein für Strukturforschung im 
IAB.  Notwendig scheint  die  Ergänzung  um  regionale 
labour- und job-turnover-Analysen. 
(39)  Die Koordinierung mit den Maßnahmen nach dem 
AFG ist Pflicht, sie wird durch die hier verwendeten zen-
tralen Arbeitsmarktindikatoren erleichtert. Das gilt nicht 
nur im Hinblick auf neu formulierte Leitlinien im Bereich 
der Europäischen  Gemeinschaft,  sondern auch für die 
unabweisbar notwendige Ausweitung des Aufgabenfeldes 
regionaler Struktur- und Arbeitsmarktpolitik.  Der hier 
vorgeschlagene   Ansatz   wird   künftig   notwendige   Ver-
gleichs- und Kontrollanalysen ermöglichen. 
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